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Stellungnahme 
Genehmigungsverfahren der Windpark Bliesdorf UG & Co. KG bzgl. einer WEA  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die uns übermittelten Antragsunterlagen konnten in diesem Genehmigungsverfahren nicht 
vollständig geprüft werden. 

Es wird darum gebeten folgende Auflagen und Hinweise in den Genehmigungsbescheid 
aufzunehmen: 

Der vorliegende Antrag wurde auf die Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften hin 
im Einzelnen nicht geprüft.  
 
Der zukünftige Betreiber ist verpflichtet die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes für die 
Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschäftigten entsprechend den in der 
Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV genannten allgemeinen Grundsätzen zu 
gewährleisten. Insbesondere hat er dafür zu sorgen, dass die Anlage/n entsprechend den 
Vorschriften der Betriebssicherheitsverordnung – BetrSichV einschließlich ihres Anhangs 
eingerichtet und betrieben wird/werden, so dass von ihr/ihnen keine Gefährdungen für die 
Sicherheit und die Gesundheit von Beschäftigten ausgeht/en. 
 

Auflagen: 

1. Die Errichtung der genehmigten Windenergieanlage ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn 
formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die 
Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. 
Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zu richten und 
enthält folgende Informationen: 

- Genehmigungsnummer 
- Ort der Baustelle 
- Name, Anschrift der/des Bauherrin/en 
- Name, Anschrift der/des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/s 
- Beginn, Dauer und groben Zeitplan der Arbeiten 
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Falls für die Errichtung eine Vorankündigung gemäß § 2 Abs. 2 Baustellenverordnung 
erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse 
Nord zugesandt wird, können die o. g. Informationen mit der Vorankündigung mitgeteilt werden. 

Begründung: 

Gemäß § 22 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfall-
kasse Nord, als zuständige Behörde, zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgabe 
erforderliche Auskünfte verlangen. Zu den Aufgaben gehören unter anderem Besichtigungen 
von Baustellen, da hier insbesondere die Vorgaben der Baustellenverordnung einzuhalten sind. 
In diesem Zusammenhang müssen ausreichend Details zu dem Bauvorhaben rechtzeitig zur 
Verfügung stehen, um die Einhaltung der Vorgaben überwachen zu können. 

2. Die Inbetriebnahme der genehmigten Windenergieanlage ist spätestens acht Wochen nach 
Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei 
der Unfallkasse Nord zu richten und enthält folgende Informationen:  

- Genehmigungsnummer 
- Name, Anschrift der/des Betreiberin/s 
- eingemessene Koordinaten 
- eindeutige Kennzeichnung der Windenergieanlage an der Außenfassade 
- Datum der Inbetriebnahme 

Begründung: 

Gemäß § 22 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfall-
kasse Nord, als zuständige Behörde, zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgabe 
erforderliche Auskünfte verlangen. Zu den Aufgaben gehören unter anderem anlassbezogene 
Tätigkeiten während des Betriebs der genehmigten Windenergieanlage beispielsweise im Falle  
einer Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem Zusammenhang müssen ausreichend Details 
zu der Windenergieanlage zur Verfügung stehen, um die Einhaltung der staatlichen  
Arbeitsschutzvorschriften (insbesondere Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsstättenverordnung,  
Betriebssicherheitsverordnung, Gefahrstoffverordnung) überwachen zu können. 

3. Jeder Betreiberwechsel ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord 
spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthält 
folgende Informationen: 

- Genehmigungsnummer 
- Name, Anschrift der/des vormaligen Betreiberin/s 
- Name, Anschrift der/des zukünftigen Betreiberin/s 
- Datum des Betreiberwechsels 

Begründung: 

Gemäß § 22 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfall-
kasse Nord, als zuständige Behörde, zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgabe  
erforderliche Auskünfte verlangen. Zu den Aufgaben gehören unter anderem anlassbezogene 
Tätigkeiten während des Betriebs der genehmigten Windenergieanlage beispielsweise im Falle 
einer Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem Zusammenhang müssen ausreichend Details 
zu der Windenergieanlage zur Verfügung stehen, um die Einhaltung der staatlichen 
Arbeitsschutzvorschriften (insbesondere Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsstättenverordnung,  
Betriebssicherheitsverordnung, Gefahrstoffverordnung) überwachen zu können. 

4. Jeder Tausch von Großkomponenten ist der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der 
Unfallkasse Nord spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und enthält folgende 
Informationen: 

- Genehmigungsnummer 
- Name, Anschrift der/des Betreiberin/s 
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- Beschreibung des Vorhabens (Komponente, Verfahrensweise) 
- Beginn, Dauer und Zeitplan der Arbeiten 

Begründung: 

Gemäß § 22 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfall-
kasse Nord, als zuständige Behörde, zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgabe  
erforderliche Auskünfte verlangen. Zu den Aufgaben gehören unter anderem anlassbezogene 
Tätigkeiten während des Betriebs der genehmigten Windenergieanlage sowie die 
Besichtigungen von Baustellen. In diesem Zusammenhang müssen ausreichend Details zu dem 
Vorhaben rechtzeitig zur Verfügung stehen, um die Einhaltung der Vorgaben überwachen zu 
können. 

5. Der Rückbau der genehmigten Windenergieanlage ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der 
Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Staatliche Arbeitsschutzbehörde 
bei der Unfallkasse Nord zu richten und enthält folgende Informationen:  

- Genehmigungsnummer 
- Ort der Baustelle 
- Name, Anschrift der/des Bauherrin/en 
- Name, Anschrift der/des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinatorin/s 
- Kurzbeschreibung der Rückbaumethode 
- Beginn, Dauer der Arbeiten 

Falls für den Rückbau eine Vorankündigung gemäß § 2 Abs. 2 Baustellenverordnung  
erforderlich ist und diese fristgerecht der Staatlichen Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse 
Nord zugesandt wird, können die o. g. Informationen mit der Vorankündigung mitgeteilt werden. 

Begründung: 

Gemäß § 22 Arbeitsschutzgesetz kann die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfall-
kasse Nord, als zuständige Behörde, zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgabe  
erforderliche Auskünfte verlangen. Zu den Aufgaben gehören unter anderem Besichtigungen 
von Baustellen, da hier insbesondere die Vorgaben der Baustellenverordnung einzuhalten sind. 
In diesem Zusammenhang müssen ausreichend Details zu dem Bauvorhaben rechtzeitig zur 
Verfügung stehen, um die Einhaltung der Vorgaben überwachen zu können. 

Hinweise: 

1. Die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord hat in diesem 
Genehmigungsverfahren die vorgelegten Antragsunterlagen nicht auf Konformität mit den 
staatlichen Arbeitsschutzvorschriften geprüft. Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen 
Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung des/der Betreibers/Betreiberin bzw. 
des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin. Die einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften 
sind unabhängig vom Genehmigungsbescheid zu beachten und einzuhalten. 

2. Der/die Arbeitgeber/in hat gemäß § 1 Arbeitssicherheitsgesetz für eine sicherheitstechnische 
und arbeitsmedizinische Betreuung des eigenen Betriebs zu sorgen. 

3. Der/die Arbeitgeber/in hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz 
durchzuführen und das Ergebnis gemäß § 6 Arbeitsschutzgesetz zu dokumentieren. Dabei hat 
der/die Arbeitgeber/in neben den Anforderungen des Arbeitsschutzgesetzes insbesondere die 
Regelungen der Arbeitsstättenverordnung, der Betriebssicherheitsverordnung und der 
Gefahrstoffverordnung zu beachten. 

4. Der/die Arbeitgeber/in hat die eigenen Beschäftigten gemäß § 12 Arbeitsschutzgesetz über  
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausreichend und angemessen zu unter-
weisen. Es sollte ein Unterweisungsnachweis geführt werden. 

5. Die vorgenannten Hinweise 1 - 3 gelten für jede/jeden Arbeitgeber/in, der bzw. die Beschäftigte 
mit Tätigkeiten im Rahmen der Errichtung des Betriebs und des Rückbaus beauftragt. 
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6. Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung zu 
berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Abs. 2 Baustellenverordnung, den 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Abs. 3 Baustellenverordnung den/die 
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in gemäß § 3 Abs. 1 Baustellenverordnung 
sowie die Unterlage für spätere Arbeiten gemäß §3 Abs. 2 Nr. 2 Baustellenverordnung wird 
hingewiesen. Die zuständige Behörde ist die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der 
Unfallkasse Nord. 

Um die Übersendung einer Kopie des Genehmigungsbescheides möglichst in Dateiform wird 
gebeten. Falls Sie beabsichtigen eine behördliche Abnahme durchzuführen, wird 
ausdrücklich um die Beteiligung der StAUK gebeten. 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 


